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Ambivalenz kennzeichnet die
Lage Europas. Das Scheitern
des Brüsseler Gipfels vom 12.

und 13. Dezember 2003 hatte die
hochfliegenden Hoffnungen auf eine
Verfassung platzen lassen. Ein großer
politischer Kraftaufwand war ohne
greifbares Ergebnis geblieben. Alle,
die ohnehin schon an Europa zweifel-
ten, fühlten sich bestätigt, auch alle,
die nur aus dem Augenblick und ohne
historischen Zusammenhang urtei-
len.Wenige Monate später – nach den
Anschlägen in Madrid und dem Re-
gierungswechsel in Spanien Mitte
März 2004 – rückt die Verabschie-
dung der Verfassung wieder in greif-
bare Nähe.Der Druck auf die Europa-
Politik bleibt hoch: Kommt 2004 kein
Konsens zustande, so schwinden die
Aussichten auf eine Verabschiedung
beträchtlich, gelingt die Einigung, so
muss sich das Verfassungswerk im Ra-
tifikationsverfahren und den Referen-
den in zahlreichen der dann 25 Mit-
gliedstaaten noch bewähren.

In bedrängten Zeiten gilt es einen
kühlen Kopf zu bewahren. Denn his-
torisch gesehen bietet die gegenwärti-
ge Lage große Chancen. Die Ge-
schichte der Europäischen Integrati-
on zeigt, dass Momente des verfas-
sungspolitischen Scheiterns zugleich
jeweils zu Stationen des Aufbruchs in
eine neue Ära wurden:
– Aus dem Scheitern der Europäi-

schen Politischen Gemeinschaft
(EPG) und der Europäischen Ver-
teidigungsgemeinschaft (EVG) im
Jahre 1954 entstanden die Römi-
schen Verträge von Europäischer
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
und Europäischer Atomgemein-
schaft (EURATOM).

– Nachdem 1962 die Fouchet-Pläne
zur Gründung einer Politischen
Union Europas gescheitert waren,
wurden ein Jahr später der deutsch-
französische Freundschaftsvertrag
und 1967 die Fusion der Gemein-
schaftsorgane beschlossen.

– Als sich mit der ersten Direktwahl
1979 das Europäische Parlament
selbst als verfassunggebende Ver-
sammlung definierte, erarbeitete
es unter der Federführung des Ita-
lieners Altiero Spinelli über Jahre
eine ausgefeilte europäische Ver-
fassung. Der Text blieb zwar in den
Debatten der nationalen Par-
lamente hängen, war aber Kern
und Anstoß für die Einheitliche
Europäische Akte (EEA), mit der
das große historische Werk des Ge-

Europas Alternativen
Gestaltungsoptionen für die große EU
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meinsamen Binnenmarkts organi-
siert wurde.
Eine ähnlich historische Bedeu-

tung kann der gescheiterte Brüsseler
Gipfel erlangen. Europa muss immer
in Alternativen denken. Heute stehen
sich zwei strategische Optionen ge-
genüber, um die Zukunftsfähigkeit
der großen Europäischen Union zu si-
chern:
– Die Europa-Politik lotet die Mög-

lichkeiten sensibel aus, die vom
Konvent vorgelegte Verfassung
doch noch zu verabschieden.
Schließlich fehlten in Brüssel nur
wenige Zentimeter zum Ziel. Voll-
zieht sie diesen Qualitätssprung, so
ermöglicht die neue Grundord-
nung ein Mehr an Differenzierung
und offener Koordinierung.

– Bleibt der Weg zur gemeinsamen
Verfassung hingegen verstellt, so
muss der strategische Ansatz der
Differenzierung entweder nach
den Bestimmungen zur verstärkten
Zusammenarbeit des Vertrags von
Nizza oder außerhalb des gelten-
den Rechtsrahmens verwirklicht
werden. In zentralen Aufgabenfel-
dern, in denen die EU staatsähn-
liche Leistungen zu erbringen hat,
würden sich jene Mitgliedstaaten
in Teilräumen zusammenschlie-
ßen,die weiter voranschreiten kön-
nen und wollen.
Mit dem Verfassungsprojekt wollte

die europäische Politik mehr schaffen
als nur die Korrektur zurückliegender
Versäumnisse und Fehlentwicklun-
gen. Die bisherigen Verträge bieten
kein in sich geschlossenes und aus-
gewogenes Verfassungssystem. Nizza
ist zum Symbol für in Kompromiss-

formeln verhaftete Millimeterschritte
der Integration geworden.

Im Verfassungskonvent wurde
daher der Bestand der Integration
grundlegend überprüft,mit dem Ziel,
die Transparenz, Legitimation und
Handlungsfähigkeit der Europäi-
schen Union zu verbessern. Wichtige
Prinzipien des gemeinsamen und ar-
beitsteiligen Handelns wurden im
Konventsentwurf systematisch ver-
ankert. Das Mehrheitsprinzip sollte
die Konzertierung europäischer Poli-
tik auf die Stufe des Regierens brin-
gen. Das System der Mitentscheidung
des Parlaments würde das Demokra-
tieprinzip stärken. Durch die Syste-
matisierung der Zuständigkeiten soll-
te das Subsidiaritätsprinzip der Ar-
beitsteilung zwischen europäischer
und einzelstaatlicher Ebene unterfüt-
tert werden.

Kernelemente

Folgende Kernelemente, die fünf
„Ps“, würden das Gesicht eines

entsprechend den Vorschlägen des
Konventsentwurfs verfassten Europas
prägen:
– Profilierung: Der Verfassungsent-

wurf sieht eine einheitliche Rechts-
persönlichkeit für die Europäische
Union vor, schafft eine nachvoll-
ziehbare Kompetenzordnung und
verankert die Grundrechtecharta
als rechtsverbindlichen Werteka-
non.Damit würden die Rechte und
Pflichten der Unionsbürger wie die
Schranken des Handelns der EU
und der Mitgliedstaaten nachvoll-
ziehbar festgeschrieben.
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– Personalisierung: Künftig sollte der
Präsident des Europäischen Rates
zusammen mit dem Kommissions-
präsidenten und unterstützt durch
den neuen EU-Außenminister für
die Festlegung und die Umsetzung
der Unionspolitiken verantwort-
lich sein. Diese neue Führungs-
struktur würde die Kontinuität,
Sichtbarkeit und Kohärenz euro-
päischer Politik stärken.

– Parlamentarisierung: Durch die ge-
stärkten Mitentscheidungsrechte
des Europäischen Parlaments im
regulären Gesetzgebungsverfahren
und auf Grund seiner umfassenden
Haushaltsbefugnisse würde die EU
künftig über ein Zwei-Kammer-
System verfügen, das dem Grund-
muster vieler europäischer Verfas-
sungsordnungen entspricht.

– Politisierung: Durch eine gestärkte
Rolle der politischen Parteien im
Europaparlament bei der Wahl des
Kommissionspräsidenten könnte
das Oppositionsprinzip als Lebens-
nerv politischer Debatten und als
Garant einer breiten Medienreso-
nanz ausgebaut werden. Darüber
hinaus würde das Ringen um ver-
nünftige und mehrheitsfähige Po-
litik durch die Ausweitung von
Mehrheitsentscheidungen im Mi-
nisterrat an Bedeutung gewinnen.

– Positionierung: Das Mandat der Eu-
ropäischen Union für eine aktive
internationale Gestaltungsrolle
würde mit den Bestimmungen des
Konventsentwurfs zur Sicherheits-
und Verteidigungspolitik unter-
strichen. Strukturen tieferer Inte-
gration für eine Reihe von Staaten
würden innerhalb der Union den

Raum für die Bündelung der Res-
sourcen und Ambitionen der Euro-
päer öffnen und die außenpoliti-
sche Positionsbestimmung der
Union vorantreiben.
Europa sollte daran festhalten, die

Entwicklung von 50 Jahren Integrati-
on in Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft in einem Grundlagendokument
zusammenzuführen, das die Verfas-
sungsordnungen der europäischen
Staatenwelt nicht ersetzt, sondern an
die Bedingungen der Gegenwart he-
ranführt. Mit dieser Verfassung wären
das innere Gleichgewicht der erweiter-
ten Union im Lot und die Handlungs-
fähigkeit nach innen wie außen ge-
stärkt. Über die zahlreichen Vorzüge
dieser Verfassung gegenüber dem heu-
tigen Wildwuchs der Verträge herrscht
Einigkeit bei allen Mitgliedstaaten.
Das Verfassungsprojekt darf nicht an
dem Dissens in einem,wenn auch zen-
tralen Punkt scheitern. Oberste Prio-
rität muss es daher bleiben, die Frage
nach den künftigen Abstimmungsver-
fahren im Ministerrat zu klären, um
eine rasche Annahme des neuen eu-
ropäischen Grundlagendokuments
doch noch zu ermöglichen.

Erst dann gewinnt die größte Idee
Europas seit der Erfindung des Natio-
nalstaats fassbare Gestalt. Erstmals
wäre die politische Ordnung der Eu-
ropäischen Union in Analogie zu der
jeweiligen Ordnung ihrer Mitglieder
zu lesen.Wenn es gelingt, diesen Fort-
schritt für die große Europäische
Union verbindlich zu machen und
dynamisch weiterzuentwickeln, dann
tritt Europa ein in eine neue Ära sei-
nes Selbstverständnisses und seiner
Möglichkeiten.
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Differenzierung

Die Verzögerungen in der Verfas-
sunggebung beschleunigen eine

Entwicklung, die das große Europa so
oder so durchlaufen wird: die strate-
gische Neuausrichtung des Eini-
gungsprozesses durch den gezielten
Einsatz der Instrumente differenzier-
ter Integration. Ohne einen höheren
Grad der Differenzierung war die Pa-
rallelität von Erweiterung und Vertie-
fung unter den Bedingungen diver-
gierender Interessen- und Anspruchs-
lagen unter den EU-Mitgliedstaaten
schon bisher nicht realisierbar. Der
Einstieg in variable Formen tieferer
Integration ist längst erfolgt. Schon in
der Währungs-, Innen- und Sozial-
politik wurden damit Blockaden
überwunden und der Integrations-
prozess insgesamt vorangebracht.
Gleichzeitig haben sich auch Formen
eines variablen Ausstiegs aus Integra-
tionsprojekten etabliert – dieses Euro-
pa à la carte schwächt im Ergebnis die
Handlungsfähigkeit der Europäi-
schen Union nach außen, war jedoch
nach innen erforderlich,um den Kon-
sens der Mitgliedstaaten zu bewahren.
Insgesamt betrachtet hat die Differen-
zierung nicht zu einer Spaltung Euro-
pas, sondern zur Erhöhung der Leis-
tungsfähigkeit und konstruktiven
Problembewältigung im Interesse
aller Mitgliedstaaten geführt.

Für das große Europa der 25 ge-
winnt die Option differenzierter Inte-
gration eine strategisch herausragen-
de Bedeutung. Mit unterschiedlichen
Geschwindigkeiten werden sich ein-
zelne Ländergruppen vorwärts bewe-
gen.Ob in der Wirtschafts- und Wäh-

rungspolitik, in der Außen- und Si-
cherheitspolitik oder der Innen- und
Justizpolitik – auf all diesen Feldern
wird von der Europäischen Union die
Erbringung staatsähnlicher Leistun-
gen erwartet, die nicht alle Mitglied-
staaten zum gleichen Zeitpunkt und
mit gleicher Intensität erbringen
können.

Dafür werden die in den Verträgen
von Amsterdam und Nizza veranker-
ten Formen der Verstärkten Zusam-
menarbeit nicht immer ausreichen.
Sie unterliegen nach wie vor starken
rechtlichen Beschränkungen. Ohne
die EU-Verfassung sind die Differen-
zierungsmöglichkeiten des geltenden
Vertragsrechts allenfalls in der Lage,
bereichsspezifische Blockaden punk-
tuell zu überwinden. Als grundsätzli-
ches Vertiefungsinstrument einer
wachsenden Union bleibt die Ver-
stärkte Zusammenarbeit nur einge-
schränkt anwendbar. Darüber hinaus
werden grundsätzliche Dissonanzen
zwischen den Mitgliedstaaten zu
einer äußerst restriktiven Auslegung
der geltenden Flexibilitätsbestim-
mungen beitragen. In einem Klima
des Misstrauens wird die Bereitschaft
gering sein, eine Gruppe von koope-
rationswilligen Mitgliedstaaten vo-
ranschreiten zu lassen. Im Ergebnis
könnte eine vertiefte Kooperation le-
diglich außerhalb des Vertragsrah-
mens umgesetzt werden. Ein Europa
unterschiedlicher Geschwindigkeiten
ohne vertraglich festgesetzte Normen
und ohne Anbindung an den institu-
tionellen Rahmen der Europäischen
Union wäre die Folge.

Dies gilt insbesondere für die Eu-
ropäische Sicherheits- und Verteidi-
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gungspolitik (ESVP). Gemäß den
Vorgaben des Gipfeltreffens von
Nizza ist eine engere Kooperation be-
stimmter Mitgliedstaaten in diesem
Politikbereich auf der Basis der Ver-
stärkten Zusammenarbeit explizit
ausgeschlossen. Der Entwurf des Ver-
fassungskonvents sah dagegen inno-
vative und wegweisende Formen der
differenzierten Integration im Be-
reich Sicherheit und Verteidigung
vor. Erst kurz vor dem Brüsseler Gip-
fel hatten sich alle Mitgliedstaaten auf
eine vertragliche Formel für eine
strukturierte militärische Zusam-
menarbeit geeinigt. Solange die Ver-
fassung nicht verabschiedet ist, wird
diese Zusammenarbeit – wie schon
an früheren Stationen der Integrati-
on – außervertraglich stattfinden.

Sicherlich bergen Einzelinitiativen
außerhalb des EU-Rahmens – ohne
vertragsrechtlich festgelegte Spiel-
regeln und ohne Beteiligung der euro-
päischen Institutionen – auch Risi-
ken. Eines dieser Risiken ist das Kon-
zept Kerneuropa: die Gründung einer
Union in der Union oder neben der
EU.Um ihnen entgegenzuwirken und
doch das Potenzial der Differenzie-
rung zur strategischen Fortentwick-
lung Europas voll nutzen zu können,
muss von Anfang an klar sein, dass
Differenzierung
– als Strategie verstanden wird, die es

der EU insgesamt ermöglicht, den
Erfordernissen der Zukunft mög-
lichst zeitnah, aktiv und effektiv zu
begegnen;

– nicht als reine Drohkulisse gegen-
über unwilligen Mitgliedstaaten
oder als Akt der Abkoppelung
durch eine Avantgarde, sondern als

Chance verstanden wird, die der
Problemlösungskapazität und der
Dynamik Gesamteuropas zugute
kommt;

– nicht zur Bildung von konkurrie-
renden Kernen führt, die zwar die
Reform materieller Politik voran-
bringen, im Ergebnis jedoch den
Keim einer inneren Spaltung Euro-
pas in sich tragen;

– offen angelegt ist, so dass ein Auf-
schließen weiterer Staaten möglich
ist. Das Anspruchsniveau einer tie-
feren Integration könnte aller-
dings für lange Zeit ein Europa ver-
schiedener Geschwindigkeiten zur
Folge haben, denn das Gebot der
Offenheit darf den Leistungs-
gewinn der Differenzierung nicht
aufheben.
Wird Differenzierung in dieser

Form gedacht und in diesem Sinne
verstanden, bleibt Europa auch mit 30
und mehr Mitgliedern regierbar. Die
kooperationswilligen und -fähigen
Mitgliedstaaten können ihre Zusam-
menarbeit in Bereichen wie der Wirt-
schafts-, der Sozial-, der Innen- oder
der Verteidigungspolitik vertiefen und
damit den weiteren Integrationsweg
ebnen. Das Ziel einer politischen
Union wird nicht aus den Augen ver-
loren, sondern auf dem Weg der diffe-
renzierten Integration angesteuert.

Werden die Möglichkeiten der dif-
ferenzierten Integration als Gestal-
tungsprinzip des großen Europas
nicht genutzt, können die anstehen-
den Probleme nicht wirksam gelöst
werden. Dann erodiert Europa von
innen.Auf diesem Weg rutscht die Eu-
ropäische Union zu einer Freihan-
delszone de luxe ab.
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Jenseits der 25

Der Weg zu einer Europäischen
Union der 30 und mehr Mit-

gliedstaaten ist längst vorgezeichnet.
Für die heutigen Beitrittskandidaten,
die EFTA-Staaten sowie die Staaten
des westlichen Balkans steht eine Mit-
gliedschaft außer Frage, wenn sie den
politischen Willen zur Integration
aufbringen und die rechtlichen sowie
ökonomischen Anforderungen erfül-
len. Hält die Türkei ihre Reformlinie
konsequent durch, so wird auch sie in
den Beitrittsprozess eintreten – trotz
der damit verbundenen erheblichen
politischen Konflikte in Staaten der
EU. Das Raumbild des integrierten
Europa wird auf lange Zeit nicht ab-
schließend zu bestimmen sein, denn
neben der Ukraine hegt auch die Re-
publik Moldau starke Beitrittsambi-
tionen,denen sich Weißrussland nach
einem Systemwechsel anschließen
könnte. Unter stark veränderten Rah-
menbedingungen wäre auch ein
Drängen Israels nach Europa nicht
auszuschließen. Zu diesen und ande-
ren künftigen Nachbarstaaten beste-
hen bereits partnerschaftliche und
vertragliche Beziehungen.

In dieser gesamteuropäischen Ar-
chitektur ist die Europäische Union
zum zentralen Bezugspunkt gewor-
den. Ihre Anziehungskraft kann je-
doch sowohl die Europäische Union
wie die potenziellen Beitrittskandida-
ten in ihrer Nachbarschaft überfor-
dern. Einerseits droht der Europäi-
schen Union bei einer ungesteuerten
Erweiterungsdynamik die innere
Überdehnung. Für die Länder der di-
rekten Nachbarschaft, die bisher über

keine Beitrittsperspektive verfügen,
wäre andererseits das Ausbleiben der
angestrebten raschen EU-Mitglied-
schaft mit erheblicher außenpoliti-
scher Frustration verbunden.

Im Interesse beider Seiten liegt
daher eine für die EU realistische und
für die Anrainerstaaten attraktive
Nachbarschaftspolitik. Sie sollte sich
an folgenden Prinzipien orientieren:
– Die Liste potenzieller Beitrittskan-

didaten sollte nicht definitiv fest-
gelegt werden. Die Grenzen Euro-
pas liegen vielmehr dort, wo sich
die Menschen eindeutig und ohne
materiellen, kulturellen oder reli-
giösen Vorbehalt für das integrierte
Europa entscheiden. Die Bereit-
schaft zur konstruktiven Einord-
nung und die Fähigkeit zur Mitwir-
kung in der künftigen EU sind die
entscheidenden Kriterien für die
geographische Reichweite der
Union.

– Ausgangspunkt einer Kooperation
sollte sein, dass nicht für alle Nach-
barstaaten zwingend ein Beitritts-
antrag am Anfang und eine EU-
Mitgliedschaft am Ende stehen.Die
Nachbarstaaten sollten ihre Bezie-
hungen zur Europäischen Union
nicht ausschließlich im Lichte eines
möglichen Beitritts, sondern als
wichtigen Impulsgeber der eigenen
Transformation verstehen.

– Die Ausgestaltung der Kooperation
im Rahmen der EU-Nachbar-
schaftspolitik sollte auf die Beson-
derheiten der Region zugeschnit-
ten sein, gemeinsam mit den Part-
nerstaaten ausgearbeitet und fi-
nanziell adäquat ausgestattet
werden.
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Auf der Grundlage dieser Prinzi-
pien kann eine für beide Seiten vor-
teilhafte, intensive Zusammenarbeit
realisiert werden. Die EU und die
künftigen Nachbarstaaten sollten eine
funktional definierte Kooperation
zum zentralen Mechanismus der
Nachbarschaftspolitik ausbauen.
Dafür eignen sich insbesondere die
Bereiche Wirtschaft, Energie, Trans-
port, Infrastrukturentwicklung, Tele-
kommunikation und Bildung. Auch
ohne die Aussicht auf eine unmittel-
bare Mitgliedschaft kann auf diese
Weise ein dichtes Kooperationsnetz
geknüpft werden, das bis zu einer ge-
samteuropäischen Freihandelszone
reicht.

Besonderes Augenmerk sollte auf
die Vermeidung von Problemen ge-
richtet sein, die unmittelbar aus der
Osterweiterung resultieren.So hat ein
Teil der Beitrittsstaaten eine enge
Partnerschaft zu ihren östlichen
Nachbarn entwickelt. Beide Seiten
empfinden die Einführung der
Schengen-konformen Visa als neue
Trennlinie. Deshalb gilt es, eine Vi-
sumpolitik zu konzipieren, die dazu
beiträgt, Negativbilder wie das einer
„Festung Europa“ oder eines „neuen
Eisernen Vorhangs“ abzubauen. Dies
kann keine einseitige Forderung an
die EU sein, sondern schließt auch bei
den Nachbarn die Herstellung der
dazu notwendigen Rahmenbedin-
gungen ein.

Auf der Grundlage funktionaler
Formen der Zusammenarbeit lässt
sich die institutionelle Kooperation
bis hin zu Optionen einer Teilmit-
gliedschaft in Einzelbereichen der eu-
ropäischen Integration vertiefen. Auf

diesem Weg der Differenzierung nach
außen kann sich die Europäische
Union zu einem Akteur mit gesamt-
europäischer Perspektive entwickeln,
ohne nach innen ihre Leistungsfähig-
keit einzubüßen. Ohne Strategien der
Differenzierung liefe die große Euro-
päische Union Gefahr, das Schicksal
klassischer Großstaatsbildungen zu
wiederholen, die an der Gleichzeitig-
keit von innerer Konsolidierung und
äußerer Herausforderung gescheitert
sind.

Akteur der Weltpolitik

Entgegen der Erwartung und gegen
das Lebensgefühl vieler Europäer,

die sich nach dem hochgerüsteten
Patt der Blockkonfrontation von gro-
ßer Unsicherheit befreit sahen,durch-
lebt die Weltpolitik eine Epoche der
Unordnung, der Risiken, Krisen und
der neuen Gefahren. Die Terror-
anschläge von Madrid sind ein Zei-
chen für die innere Verletzlichkeit der
Gesellschaften Europas. In ihrer nähe-
ren und weiteren Nachbarschaft wird
die Europäische Union zudem mit
zahlreichen Risiken für Sicherheit
und Stabilität konfrontiert, ob im
Kaukasus, im Nahen und Mittleren
Osten oder in Nordafrika. Auf globa-
ler Ebene bestimmen Konfliktforma-
tionen die Lage,die von der Professio-
nalisierung des internationalen Terro-
rismus und asymmetrischer Krieg-
führung über die Verbreitung von
Massenvernichtungswaffen bis hin zu
regionalen Krisen und den Kon-
sequenzen von Staatsversagen rei-
chen. Dieser Entwicklung müssen
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neue weltpolitische Ordnungsformen
entgegengesetzt werden,die Orientie-
rung und Erwartungssicherheit bie-
ten. Europa kann dabei nicht abseits
stehen,da die Europäer selbst elemen-
tar betroffen sind.

Die Entwicklung Europas über die
Integration seines westlichen Teils
vollzog sich Jahrzehnte lang unter
dem strategischen Schutzschirm der
Vereinigten Staaten. Europa war eine
eingebettete Macht und sicherheits-
politisch allenfalls als regionaler Ak-
teur relevant. Doch selbst in ihrem di-
rekten Umfeld waren die Europäer
lange auf die Unterstützung der USA
angewiesen. Auch dieses Grundmus-
ter ist neu zu definieren: Die Bedro-
hung von Freiheit und Integrität Eu-
ropas ist nicht länger eines der größ-
ten Risiken für die Sicherheit der USA.
Europa könnte die klassische Dimen-
sion seiner Sicherheit mit eigenen
Möglichkeiten abdecken. Auch mit
Blick auf die neuen Herausforderun-
gen der Sicherheit verlieren die alten
Strukturen der Abhängigkeit an Be-
deutung: Auf der historisch einmali-
gen Höhe seiner Macht sieht sich
Amerika selbst bedroht und benötigt
Unterstützung wie strategische Part-
nerschaft – auch und gerade von Eu-
ropa, das zu den wenigen Produzen-
ten von Ordnung zählt.

Mit der EU-Verfassung stünde die
Tür zur Schaffung einer Europäischen
Verteidigungsunion offen.Angesichts
des erheblichen Problemdrucks muss
sich Europa stärker als bisher als glo-
baler Akteur begreifen. Um die vor-
handenen Synergieeffekte gemein-
samen Handelns ausschöpfen zu kön-
nen, muss sich das große Europa als

Strategiegemeinschaft verstehen,
seine operativen militärischen Fähig-
keiten ausbauen sowie seine Bezie-
hungen zu den strategischen Akteu-
ren der Weltpolitik neu bestimmen.
Wollten die Europäer warten, bis alle
EU-Staaten diese Lagebeurteilung
und deren Folgerungen teilen, kostet
dies zu viel Zeit – wichtige Fähigkei-
ten gehen verloren, nationale Ent-
scheidungen greifen zu kurz und
Partnerschaftsbeziehungen leiden.

Die Reichweite grundlegender si-
cherheits- und verteidigungspoliti-
scher Entscheidungen bemisst sich
nicht nach Jahren, sondern nach
Jahrzehnten. Das entschlossene Vo-
ranschreiten der handlungsbereiten
Europäer ist deshalb eine Idee, deren
Zeit längst gekommen ist. Sie
schwächt nicht den Prozess der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheits-
politik, sondern stärkt dessen Wir-
kung. Sie relativiert nicht die NATO
als transatlantische Klammer, son-
dern macht das Bündnis der Demo-
kratien stärker. Die strukturierte Zu-
sammenarbeit einer Gruppe von Eu-
ropäern benötigt den Gesamtrahmen
der EU – nur sie kann das Mandat
zum Handeln im Namen Europas er-
teilen. Sie benötigt ebenso den Ge-
samtrahmen der NATO – keine ande-
re Institution erlaubt eine engere Ab-
stimmung der Sicherheitspolitik des
Westens. Daraus folgt auch, dass alle
Teilnehmer einer Verteidigungsuni-
on Vollmitglieder von EU und NATO
sind. Es läge im wohlverstandenen
Interesse von Europäern und Ame-
rikanern, diese Entwicklung weder
zu unterlaufen noch verhindern zu
wollen.
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Strategisches Denken

Für ein effektives Handeln in welt-
politischen Kategorien müssten

die handlungswilligen Europäer an
erster Stelle ihr Defizit an strategi-
schem Denken weiter abbauen. Erst
wenn es gelingt,eine eigene Kultur des
weltpolitischen Denkens zu ent-
wickeln, wird Europa eine markante
gestalterische Relevanz erhalten. Die
auf dem Brüsseler Gipfel verabschie-
dete Europäische Sicherheitsstrategie
spiegelt den Willen der Europäer
wider, sich als glaubwürdige ord-
nungspolitische Gestaltungskraft zu
etablieren.Sie bietet jedoch keine aus-
reichende Antwort, wie und vor allem
mit welchen Mitteln Europa den ge-
meinsamen Herausforderungen in
letzter Konsequenz begegnen will.

Die Europäische Union wird erst
dann ernst genommen, wenn sie über
entsprechende zivile und militärische
Fähigkeiten verfügt und bereit ist,
über die Form und den Zeitpunkt
ihres Einsatzes zu entscheiden. Euro-
pa hat wirksame Zivilmacht dann,
wenn sich die Europäer nicht aus-
schließlich als zivile Macht definieren.
Den Rahmen für diese Entscheidung
sollten die folgenden Zielvorgaben
bilden:
– Die EU sollte ihre bereits vorhan-

denen Zivilmachtsressourcen für
die Bewältigung regionaler und
globaler Konflikte weiter ausbauen
und konsequent nutzen. Sie leistet
schon heute den größten Beitrag
zur Entwicklungshilfe und zum zi-
vilen Konfliktmanagement. Dieses
Engagement sollte stärker an Kon-
ditionen geknüpft und mit den

grundsätzlichen Zielen der Union
abgeglichen werden.

– Die absehbaren sicherheitspoliti-
schen Risiken fordern die EU
zudem heraus, umgehend ihre
Konfliktregelungskapazitäten im
militärischen Bereich zu erweitern.
Als Konsequenz aus der in der Si-
cherheitsstrategie vorgenomme-
nen Lageanalyse müssen die ent-
sprechenden finanziellen und ma-
teriellen Ressourcen bereitgestellt
werden. Um unnötige Duplizie-
rungen zu vermeiden und die spe-
zifischen Stärken einzelner Mit-
gliedstaaten zu nutzen, sollten die
nationalen Rüstungsprojekte auf-
einander abgestimmt und gezielt
mit europäischen Rüstungspro-
grammen verbunden werden.

– Europa ist zunehmend selbst ver-
antwortlich für seine Territorial-
verteidigung und für das Krisen-
management innerhalb Europas
und in seiner direkten Nachbar-
schaft. Darüber hinaus wird die
Verteidigung europäischer Interes-
sen zunehmend auf globaler Ebene
erfolgen müssen. Europa kann die-
sen Anforderungen nicht mit einer
punktuellen Zusammenarbeit ge-
recht werden. In der Konsequenz
einer erfolgreichen verteidigungs-
politischen Zusammenarbeit stün-
de eine gemeinsame Europäische
Armee.

– Ein Europa, das gemeinsame Ver-
teidigungsstrukturen aufbaut,wird
weit reichende Konsequenzen für
die transatlantischen Sicherheits-
strukturen haben.Um auf der Basis
gemeinsamer Werte gemeinsame
Ziele verfolgen zu können, wird
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Europa im transatlantischen Ver-
hältnis als gleichberechtigter Part-
ner auf gleicher Augenhöhe am
wertvollsten sein. Die Staaten, die
zum Aufbau einer gemeinsamen
Europäischen Verteidigungsunion
bereit sind, werden ihren Stand-
punkt innerhalb des transatlanti-
schen Bündnisses mit einer Stim-
me vertreten müssen. Perspekti-
visch würden die Trägerstaaten der
Verteidigungsunion ihre Mitglied-
schaft in der NATO in einem Sitz
zusammenfassen.
Für Europa bleibt die Verbindung

zu Amerika der Kern einer neuen
Weltordnung. Darüber hinaus muss
das neue Europa aber in geostrategi-
scher Perspektive seine Beziehungen
zu anderen Partnern und Regionen
neu ausrichten.Schon heute ist abseh-

bar,dass eine internationale Ordnung
entsteht, die sicherheitspolitisch und
ökonomisch auch von Staaten wie
China, Indien, Japan, Russland sowie
von Wirtschaftsblöcken wie ASEAN
und Mercosur geprägt sein wird. Eine
globale Ordnungspolitik Europas er-
fordert Sensibilität für die künftigen
Akteurskonstellationen und Pro-
blemlagen jenseits des europäischen
Kontinents. Bei der Ausrichtung die-
ser Partnerschaften sind die verschie-
denen Beziehungsfelder – Wirtschaft
und Handel, Entwicklung und Zu-
sammenarbeit sowie Außenpolitik
und Sicherheitsvorsorge – aufeinan-
der abzustimmen.

Die Erfahrung der europäischen
Geschichte lehrt die Europäer, dass
Stärke dann mächtig wird, wenn sie
nicht allein steht.
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